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Medien in Lateinamerika:  
Zeit für Reformen
Philip Kitzberger

In ganz Lateinamerika steht derzeit die Rolle der Medien in der Demokratie zur Debat-
te. Während die Studentenbewegung in Mexiko 2012 eine grundlegende Demokratisie-
rung der Medien forderte, verändern im südlichen Lateinamerika mehrere linke und 
populistische Regierungen die rechtlichen Rahmenbedingungen für den Mediensektor.

Analyse

Während sich die politischen Systeme Lateinamerikas seit den 1980er Jahren demokra-
tisierten, nahm die Konzentration von Besitz und Macht im Mediensektor eher noch 
zu. Dieser Widerspruch schafft Spannungen, die sowohl gesellschaftliche Reformfor-
derungen als auch staatliche Initiativen zur Neugestaltung des Rechtsrahmens für die 
Medien zur Folge haben.

 � Traditionelle Eliten und neue Großkonzerne prägen bis heute die lateinamerika-
nische Medienlandschaft.

 � Reforminitiativen aus der Zivilgesellschaft und von einer Reihe von Regierungen 
weisen auf die zentrale Rolle der Medien für den politischen Willensbildungspro-
zess hin und fordern ihre Anpassung an die Erfordernisse der Demokratie.

 � In Argentinien, Bolivien, Ecuador, Uruguay und Venezuela setzten die Regierungen 
neue Mediengesetze durch. Die hiermit verbundenen Konflikte unterscheiden sich 
entsprechend der jeweils gegebenen Konstellation in Politik und Medien.

 � Trotz der wachsenden Bedeutung neuer Medien und Informationstechnologien domi-
nieren die traditionellen Medien, vor allem das Fernsehen, nach wie vor die öffent-
liche Meinungsbildung. Nicht das Internet, sondern die „alten“ Massenme dien ste-
hen im Zentrum der politischen Auseinandersetzungen.

 � Europäische Medien berichten kaum über Forderungen aus der Zivilgesellschaft in 
Lateinamerika, die Medien zu demokratisieren. Die aktuellen Konflikte werden fast 
ausschließlich als autoritäre Tendenzen populistischer Caudillos verstanden. 

Schlagwörter:  Lateinamerika, Medien, Demokratisierung, Meinungsfreiheit/ 
Informationsfreiheit
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Die Medien in den Demokratien 
Lateinamerikas

In der lateinamerikanischen Medienlandschaft gab 
es bislang kaum „öffentlich-rechtliche“ Medien 
mit Bildungsauftrag und einem Mindestmaß an 
Meinungsvielfalt. Wo es öffentlich finanzierte 
Medi en gab, dienten diese überwiegend als Sprach-
rohr der Regierung und besaßen deshalb nur 
geringe Glaubwürdigkeit und Reichweite. Viel-
mehr verschränkten sich im Mediensektor über-
wiegend privatunternehmerische Interessen mit 
denen der konservativen politischen Eliten, also 
die Logik des Marktes mit dem Interesse an der 
Kontrolle politischer Information. Während tra-
ditionelle Familienunternehmen das Pressewesen 
beherrschten (z. B. die Edwards mit El Mercurio in 
Chile oder die Miró Quesada mit El Comercio in 
Peru), dominierten im Fernseh- und Rundfunkbe-
reich nationale Unternehmer, später nordamerika-
nische Medienkonzerne sowie seit der Ära der neo-
liberalen Reformen multinationale Großkonzerne.

Im Zuge der Demokratisierung und neolibe-
ralen Reformen der 1990er Jahre verringerte sich 
die Rolle des Staates im Mediensektor. Länder wie 
Argentinien, Mexiko und Kolumbien privatisierten 
ihre staatlichen Medien. Gleichzeitig lockerten die 
Regierungen Beschränkungen für die Konzentra-
tion von Rundfunklizenzen und für wechselseitige 
Beteiligungen in Printmedien und Rundfunk. Mit 
der gleichzeitig eingeleiteten Liberalisierung in der 
Telekommunikationsbranche entstanden so zahl-
reiche Großkonzerne (zum Beispiel die Gruppe 
Clarín in Argentinien und RCN [Radio Cadena 
Nacional] in Kolumbien), wobei bereits etablierte 
Akteure die Führung übernahmen, nun aber mit 
finanzieller Unterstützung globaler Investoren 
agierten (Fox und Waisbord 2002). Vor allem bei 
kostenfrei zu empfangenen Fernsehprogrammen, 
die nach wie vor am meisten verbreitet waren und 
die größte politische Bedeutung besaßen, waren 
Besitzkonzentration und Massenpublikum eng 
verbunden. In 12 von 16 lateinamerikanischen Län-
dern kontrollieren zwei Ketten mehr als die Hälfte 
des Fernsehmarkts, in vier Fällen sogar mehr als 
90 Prozent (Hughes und Prado 2011).

Diese strukturellen Merkmale des Mediensek-
tors wirken sich auf die Demokratie aus: 
• Die starke Medienkonzentration führt zur Ent-

stehung privatwirtschaftlicher Interessengrup-
pen, die aufgrund ihrer Bedeutung für die 
öffentliche Meinungsbildung überproportio-
nal über Macht und Einfluss im politischen Sys-

tem verfügen. Die Expansion privatwirtschaftli-
cher Medien eröffnet diesen aufgrund der paral-
lel verringerten Abhängigkeit vom Staat erwei-
terte Möglichkeiten zur politischen Einfluss-
nahme. Mit anderen Worten: Die instrumen-
telle Nutzung der Medien besteht weiter, aber 
das Machtverhältnis verschiebt sich zugunsten 
des Marktes.

• Durch die Besitzkonzentration, die Kommerzia-
lisierung sowie die Schwäche der öffentlichen 
und zivilgesellschaftlichen Medien entstehen 
Ungleichgewichte beim Zugang zu den Medien 
und im Spektrum der veröffentlichten Meinung. 
Die publizierten Inhalte spiegeln überwiegend 
die Sichtweisen und Interessen der mächtigsten 
gesellschaftlichen Gruppen wider. Das bedeu-
tet eine schwerwiegende Verzerrung, denn die 
Medien haben eine wichtige Funktion bei der 
demokratischen Willensbildung. Sie struktu-
rieren und schaffen einen öffentlichen Raum, 
der unterschiedliche soziale Interessen sichtbar 
macht, legitimiert und integriert. Indem es den 
Lebensstil der Oberschicht als erstrebenswert 
propagiert, trägt das Fernsehen als Ort symbo-
lischer Repräsentation wesentlich dazu bei, die 
bestehende soziale Kluft in den Gesellschaften 
zu stabilisieren. Gleichzeitig erfahren die Rei-
chen im Fernsehen kaum etwas über die Lebens-
verhältnisse der Armen. Diese treten meist nur 
in Zusammenhang mit Unsicherheit und Kri-
minalität in Erscheinung. Dadurch reproduzie-
ren die lateinamerikanischen Medien heute die 
existierende soziale Ungleichheit (Hughes und 
Prado 2011; Porto 2012). 

Die politische Macht der Medienunternehmen

Parallel zur Rückkehr zur Demokratie erlebte der 
lateinamerikanische Kontinent eine beispiellose 
Ausbreitung von Radio und Fernsehen. Das Fernse-
hen setzte sich überall als Leitmedium der Öffent-
lichkeit durch. Die Zahl der Fernsehgeräte je 100 
Einwohner stieg zwischen 1980 und 1996 von 9,7 
auf 20,4 (Fox und Waisbord 2002). Im Jahr 2005 
besaßen bereits 82 Prozent der lateinamerikani-
schen Haushalte ein Fernsehgerät. In den größ-
ten Ländern der Region, in Brasilien, Mexiko und 
Argentinien, waren es sogar mehr als 90 Prozent. 
Diese Ausbreitung ging mit der Konsolidierung 
von Mediennetzwerken einher, die das gesamte 
nationale Territorium mit einheitlichen Program-
men erreichten. Gleichzeitig konnten große Teile 
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der lateinamerikanischen Bevölkerung erstmals 
am politischen Leben teilhaben. In Peru und Bra-
silien wurden beispielsweise Einschränkungen 
des Wahlrechts für Analphabeten erst 1979 bezie-
hungsweise 1988 abgeschafft. Angesichts der histo-
risch geringen Verbreitung von Printmedien kam 
die Verbreitung der audiovisuellen Medien einer 
Revolution der politischen Kommunikation gleich.

Diese wirtschaftliche Dynamik in der Medien- 
und Fernsehindustrie war lange Zeit ein isoliertes 
Phänomen. Als die Region in den 1980er Jahren 
eine der schlimmsten sozioökonomischen Krisen 
der Geschichte erlebte, die mit einer immensen 
Staatsverschuldung und gesellschaftlichem Still-
stand einherging, begründete die wirtschaftliche 
Leistungsfähigkeit der audiovisuellen Medien 
deren großes Prestige. Politische Institutionen 
und Akteure wie Regierungen, Parlamente oder 
politische Parteien verloren in der Krise dagegen 
an Glaubwürdigkeit. Umfragen zeigten, dass die 
Glaubwürdigkeit der Medien in dieser Zeit nur 
von der katholischen Kirche übertroffen wurde 
und weit über der staatlicher Institutionen und 
politischer Akteure lag. Während das Militär durch 
die anschließende Demokratisierung ins Abseits 
geriet, konnten die Medien – jetzt unter Kontrolle 
von Großkonzernen – ihre positive Reputation und 
ihre Schlüsselrolle als gesellschaftlicher Machtfak-
tor aufrechterhalten.

In den 1990er Jahren nutzten die Medienkon-
zerne ihr modernes Image und stilisierten sich 
selbst hoch zur Verkörperung politischer Unab-
hängigkeit und entpolitisierter Medien – vorgeblich 
eine der normativen Grundvoraussetzungen libe-
raler Demokratie. Gleichzeitig nahmen die politi-
schen Eliten die Medien zunehmend als Akteure 
wahr, die in vielfacher Weise den politischen Pro-
zess mitgestalteten. Politiker erkannten die Rolle 
der Medien für die öffentliche Meinungsbildung 
und ihren  Einfluss auf die öffentliche Politik, ande-
rerseits aber auch ihre immense 
Macht, über Karrieren und Reputa-
tion zu entscheiden.

Der potenzielle Einfluss der 
Medien verwandelt sich in reale 
Macht, wenn Politiker dazu ten-
dieren, bei ihren Entscheidungen 
bereits mögliche Gegenreaktionen 
der Medien zu antizipieren. Solange 
Regulierungsbehörden und Politi-
ker an die Macht der Medien glau-
ben, stehen deren Besitzern umfas-
sende Möglichkeiten zur Lobbyar-

beit offen. Dadurch beeinflussen sie den Staat und 
besitzen praktisch eine Vetomacht gegenüber Ent-
scheidungen, die sich auf ihre Interessen und ihre 
dominante Position auswirken könnten (Hughes 
und Prado 2011; Porto 2012). Angesichts dieser 
wachsenden Macht beschränkten sich die politi-
schen Eliten gegenüber den Medien auf eine Stra-
tegie der Anpassung, Verschleierung und Koopta-
tion.

Veränderung des Kontexts

Seit der Jahrtausendwende wurden die Rahmenbe-
dingungen für die Medien und ihren Einfluss auf 
die Politik allmählich weniger günstig. Die Debatte 
zur Macht der Medien wurde breiter und die Not-
wendigkeit zu deren demokratischer Kontrolle 
immer offensichtlicher. Einige Regierungen ent-
schlossen sich zur offenen Konfrontation mit den 
großen Medienkonzernen. Hochrangige Politiker 
hinterfragten nun öffentlich die Politik der Medien 
und benannten die hinter ihnen stehenden Inte-
ressen. Andere setzten auf Initiativen zur grundle-
genden Änderung des rechtlichen Rahmens für die 
Medien (Kitzberger 2012). Tabelle 1 zeigt die wich-
tigsten rechtlichen Reformen auf dem Kontinent.

Der sogenannte „Linksruck“ in Ländern wie 
Venezuela, Ecuador, Bolivien und Argentinien war 
eine treibende Kraft dieser Entwicklung. Aber auch 
in anderen Ländern mit progressiven Regierungen, 
wie Uruguay und zum Teil Brasilien, zeigen sich 
ähnliche Ansätze. In all diesen Fällen soll der Ein-
fluss des Marktes im Mediensektor zugunsten 
einer staatlichen Regulierung zurückgedrängt wer-
den (Waisbord 2013). In Staaten, in denen es keinen 
„Linksruck“ gab, verschließt sich die Politik die-
sem Problem weiterhin. Forderungen nach Demo-
kratisierung der Medien kommen dort inzwischen 
zunehmend von zivilgesellschaftlichen Kräften, 

Tabelle 1:  Medienrechtliche Reformen in Lateinamerika 

Quelle: Zusammenstellung des Autors.

Argentinien Ley de Servicios de Comunicación Audiovisual (2009)
Bolivien Ley General de Telecomunicaciones, Tecnologías de  

Información y Comunicación (2011)
Ecuador Ley Orgánica de Comunicación (2013)
Uruguay Ley de Radiodifusión Comunitaria (2007) 

Ley de Servicios de Comunicación Audiovisual (2013 von 
der Regierung im Parlament eingebracht)

Venezuela Ley de Responsabilidad Social de Radio y Televisión 
(2004)
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wie beispielsweise in Mexiko von der Studenten-
bewegung „#yosoy 132”.

Warum hat das Thema „Einfluss der Medien in 
der Demokratie“ eine so starke mobilisierende Wir-
kung? Zunächst einmal kann dies mit einer allge-
meinen Reaktion auf den Neoliberalismus zusam-
menhängen. Tabelle 2 zeigt den Rückgang des Ver-
trauens in das Fernsehen zwischen 1996 und 2004.

Dieser Vertrauensverlust lässt sich möglicher-
weise damit erklären, dass die Befragten die Medien 
als Nutznießer und ideologische Unterstützer der 
marktwirtschaftlichen Reformen der 1990er Jahre 
und damit als Teil des Establishments wahrneh-
men. Deshalb nehmen sie die Medien auch für die 
Probleme seit der Finanzkrise von 1998 in Mithaf-
tung. Diese Vermutung wird erhärtet durch den 
parallelen Anstieg des Vertrauens in die wirtschaft-
liche Entwicklung und in die Medien (48 Prozent 
im Jahr 2011) in aktuellen Umfragen (Latinobaró-
metro 2011). Allerdings sinken diese Zustimmungs-
werte in den Ländern erneut, in denen die Regie-
rungen die Medien direkt als Teil der „neolibe-
ralen“ Ordnung, die es zu überwinden gilt, angrei-
fen. Jedenfalls scheint ein Wechsel der politischen 
Eliten eine notwendige Bedingung für die Politisie-
rung der Medienfrage gewesen zu sein. Zur Jahr-
tausendwende verloren Regierungen, die markt-
orientierte Reformen vorangetrieben hatten, Wahlen 
gegen Politiker, die den Neoliberalismus abzuschaf-
fen versprachen. Außenseiter wie Hugo Chávez und 
Rafael Correa gelangten an die Regierung, ebenso 
linke Parteien wie die PT  (Partido dos Trabahado-
res) in Brasilien oder der Frente Amplio in Uruguay.

Politiker wie Hugo Chávez, Evo Morales oder 
Rafael Correa verfügten weder über Verbindungen 
zur traditionellen Politikerklasse noch zum Estab-
lishment im Mediensektor. Das gegenseitige Miss-
trauen und die Ablehnung anti-neoliberaler Rhe-
torik durch die traditionellen Medien eröffneten 
so einen neuen Schauplatz für die politische Kon-
frontation zwischen Regierung und Medien. Hugo 
Chávez übernahm die Vorreiterrolle, nachdem die 
wichtigsten Medienmogule Venezuelas im Jahr 
2002 den gegen ihn gerichteten Putschversuch 
direkt und persönlich unterstützt hatten. In den 

kritischen Tagen des April 2002 
berichteten die privaten venezo-
lanischen Fernsehkanäle durchge-
hend und exklusiv über den Gene-
ralstreik und die Oppositionsbewe-
gung. Sie manipulierten Informati-
onen und ignorierten die Stimmen 
aus der Regierung. Am 11. April 

sendeten die privaten Fernsehkanäle Berichte über 
Treffen der Aufständischen, die die Abdankung 
des Präsidenten forderten, und zeigten gleichzeitig 
montierte Bilder von militanten Anhängern des 
Präsidenten, die vermeintlich in die oppositionelle 
Menge schossen. In der Nacht gelang es den Put-
schisten, den einzigen staatlichen Sender abzu-
schalten. Im Morgengrauen des 12. April wurde 
Chávez verhaftet. Die Medien verkündeten seinen 
„Rücktritt“ und feierten die neue Regierung, ohne 
die geringsten Versuche zu machen, diese Infor-
mation zu überprüfen. Als Chávez-loyale Offiziere 
am folgenden Tag wieder die Oberhand gewan-
nen und seine Anhänger massenhaft auf die Straße 
gingen, brach die Berichterstattung ab. Die Fern-
sehsender zeigten Telenovelas und Sport. Am 14. 
April endete der Putsch, die Koalition der Auf-
ständischen war besiegt, loyale Gruppen kontrol-
lierten den Staatssender und Chávez kehrte in 
den Präsidentenpalast zurück. Angesichts dieser 
Erfahrung verschärfte Chávez die Konfrontation 
mit den Medienkonzernen. Unabhängig von spä-
teren Kontroversen wurde diese Auseinanderset-
zung zum Präzedenzfall für die Konfrontation mit 
den Medien.

Die medienkritischen Politiker unterschied-
licher Herkunft boten Akteuren der Zivilgesell-
schaft Gelegenheit, ihren bisher ungehörten Forde-
rungen nach einer Reform der Medien auf Grund-
lage einer „Umverteilung der Kommunikations-
rechte“ Nachdruck zu verleihen (Mauersberger 
2012). Mit anderen Worten: Die Regierungen ent-
deckten in der Zivilgesellschaft Verbündete gegen 
die großen Medien, und die Zivilgesellschaft 
erhielt durch reformfreundliche Regierungen 
einen starken Anreiz zur Mobilisierung. Die Poli-
tisierung des Themas bewirkte eine Kanalisierung 
bestehender Beschwerden und Forderungen. Die 
verzerrende und stereotype Darstellung der sozi-
alen Mobilisierung zu Anfang des 21. Jahrhun-
derts in den Medien verstärkte solche Beschwer-
den (Porto 2012). Transnationale Netzwerke, wie 
das Forum von São Paulo seit 2003 und der Welt-
gipfel zur Informationsgesellschaft im Jahr 2005, 
boten den zivilgesellschaftlichen Organisationen 

Tabelle 2:  Prozentualer Anteil der Lateinamerikaner,  
die Vertrauen in das Fernsehen haben

Quelle: Latinobarómetro 2004.

Jahr 1996 1997 1998 1999-
2000

2001 2002 2003 2004

% 50 46 45 42 49 45 36 38
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neue Möglichkeiten der Vernetzung. Dies erhöhte 
den Reformdruck auf den Mediensektor zugun-
sten von mehr Demokratie und Pluralismus und 
stärkte die Vorstellung von einer zentralen Rolle 
des Staates als Garant der Meinungsfreiheit und 
Schutz vor der Dominanz der Medieneliten.

Varianten der Umsetzung

Wie sich dieser Druck konkret auf die Politik der 
einzelnen Länder auswirkt, hängt von den poli-
tisch-institutionellen Faktoren und Machtverhält-
nissen ab (Waisbord 2013). Entscheidend hierfür 
ist zuallererst die politische Orientierung der Exe-
kutive. Die öffentlichen Debatten und Reformini-
tiativen fallen mit der Regierungsübernahme von 
Kandidaten der Linken zusammen. Als in Ecua-
dor, Venezuela, Bolivien und teilweise auch Argen-
tinien aufgrund von Krisen der traditionellen Par-
teien politische Außenseiter an die Regierung 
kamen, forderten sie das politische Establishment 
heraus. Dies und der Bruch der bisherigen staat-
lichen Beziehungen zu den Medieneliten ließen 
radikale Reforminitiativen erwarten. Die Radi-
kalität kann unter Umständen auch dazu füh-
ren, dass demokratische Reformziele einer kurz-
fristigen, polarisierten politischen Auseinander-
setzung untergeordnet werden. Bei linken Regie-
rungen mit einem stärker institutionalisierten Hin-
tergrund und einem an Ausgleich und Kompro-
miss orientierten Programm (Brasilien und Uru-
guay) verlaufen die Prozesse eher graduell und 
werden ausgehandelt. Das kann dazu führen, dass 
die Veränderungen im Mediensektor nachhaltiger 
sind; es besteht aber die Gefahr, dass die Entwick-
lung in einer neuen Form der Anpassung an den 
Status quo erstarrt.

Auch die Machtverhältnisse innerhalb der 
Legislative spielen eine wichtige Rolle. Trotz der 
starken Position des ecuadorianischen Präsidenten 
zwischen 2009 und 2013 blockierte das Parlament 
das Kommunikationsgesetz der Regierung Cor-
rea. Selbst einige Abgeordnete der Regierungsfrak-
tion stimmten dagegen, weil sie mit den Medien in 
ihren Distrikten eng verbunden waren oder deren 
Macht fürchteten. In Brasilien wiederum waren die 
Regierungen der PT auf Koalitionen mit Parteien 
angewiesen, die nicht dem linken Spektrum ent-
stammen und deren Abgeordnete in ihren Bundes-
staaten Verbindungen zu mächtigen Medienunter-
nehmen wie Globo haben. Diese und andere insti-
tutionelle Beschränkungen in der brasilianischen 

Politik bewirkten, dass die Politiker der PT über 
schüchterne Versuche, eine Debatte anzustoßen, 
nicht hinausgingen, obwohl sich die Partei histo-
risch mit der Demokratisierung der Medien identi-
fiziert hatte. Anders gelagert ist der Fall Uruguay. 
Dort verfügten die linken Parteien über eine Mehr-
heit im Parlament, die es ihnen ermöglichte, nach 
und nach wichtige Gesetzesänderungen durchzu-
setzen.

Ein dritter Faktor, der Reformprozesse und ihre 
Ergebnisse bestimmt, liegt auf der Ebene der  sozia-
len Interessen. Vor allem der Zusammenhalt und die 
Organisation der Medienunternehmer spielen dabei 
eine Rolle.  Die Regierung von Lula da Silva in Bra-
silien konnte trotz großer Widerstände eine öffent-
liche Debatte initiieren, indem sie  Risse zwischen 
Rundfunkanstalten und Telekommunikations-
unternehmen ausnutzte. Der ecuadorianischen 
Regierung gelang es aufgrund der Diskreditierung 
der Medien, aber auch der Spaltung der Medien-
unternehmen, ein Gesetz zu verabschieden, das die 
Beteiligung von Banken an Medien verbot.

Für zivilgesellschaftliche Gruppen, die Medi-
enreformen anstreben, sind die Möglichkeiten zur 
Einflussnahme sehr unterschiedlich. In Argenti-
nien, Uruguay oder Mexiko trugen angemessene 
Strategien bei der Formulierung der politischen 
Ziele dazu bei, offene und stabile Koalitionen zwi-
schen der organisierten Zivilgesellschaft und ihren 
Unterstützern zu etablieren (Mauersberger 2012; 
Waisbord 2013). In Ecuador dagegen schwächte 
die Spaltung innerhalb der Zivilgesellschaft deren 
Möglichkeiten zur Beteiligung an den Mediensek-
torreformen.

Die jeweiligen politischen Schwerpunkte der 
neuen Regierungen erklären ebenfalls wichtige 
Unterschiede. Jenseits der gemeinsamen Reform-
impulse hatten die Regierungen jeweils unter-
schiedliche Regulierungsziele. In Ländern wie 
Argentinien und Uruguay ging es darum, die 
Struktur der Medienlandschaft zu verändern, die 
Konzentration des Besitzes und des Marktes zu 
begrenzen. Außerdem sollten mehr Akteure einbe-
zogen, inhaltliche Schwerpunkte ausgeweitet und 
die Meinungsvielfalt vergrößert werden. Gesetzes-
initiativen verzichteten darauf, Eigenschaften wie 
„Glaubwürdigkeit“ zu einem Maßstab zu machen, 
mit dem Inhalte klassifiziert und damit auch regu-
liert werden sollten. Im Gegensatz dazu ging es in 
Bolivien, Ecuador oder Venzuela sehr wohl vorran-
gig um die Regulierung von Inhalten. Ziele wie die 
größere Streuung in den Besitzstrukturen oder die 
Förderung von Programmentwicklungen jenseits 
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im Fall der lateinamerikanischen Medien, selbst 
eine Interessengruppe in der Auseinandersetzung, 
sind auch die von ihnen gelieferten Informationen 
bruchstückhaft und parteiisch. 

Schließlich sind auch die Interessen europä-
ischer Unternehmen im Mediensektor berührt. Bei-
spielhaft hierfür ist die Zeitung El País aus Madrid, 
die vielen europäischen Medien als zentrale Quelle 
für Nachrichten aus Lateinamerika gilt. Der Nie-
dergang des Zeitungsgeschäfts und die Verluste 
der Gruppe in Spanien werden aktuell durch ihre 
Bedeutung in Iberoamerika kompensiert. Tatsäch-
lich erwirtschaften die Medien dieser Gruppe in 
der Region mehr als 60 Prozent ihres Umsatzes 
(El País, 22. Juni 2013). Die Berichterstattung spie-
gelt diese Bedeutung wider. Im Jahr 2009 zum 
Beispiel verletzte El País bei der Berichterstattung 
über das argentinische Gesetz zu den audiovisu-
ellen Diensten zahlreiche journalistische Grund-
regeln. Die Zeitung unterstellte der Regierung, 
die Medien kontrollieren und mit dem Gesetz vor 
allem die Gruppe Clarín treffen zu wollen. Infor-
mationen über die Konzentration in der argenti-
nischen Medienlandschaft und die Dominanz der 
Mediengruppe wurden dagegen verschwiegen. 
Die Berichterstattung verunglimpfte die Koalition 
sozialer Organisationen, die das Reformprojekt ini-
tiiert hatte, und porträtierte sie als eine Minderheit, 
die von der Regierung instrumentalisiert werde. 
Die Quellenauswahl war weit davon entfernt, ver-
schiedene Sichtweisen deutlich werden zu lassen: 
Berichtet wurde nur über die Positionen von Inte-
ressenvertretern der betroffenen Unternehmen, 
Stimmen zur Unterstützung des neuen Gesetzes 
wurden hingegen kaum beachtet. Dass das neue 
Gesetz auch die Interessen der Grupo Prisa, Eigen-
tümer von El País, betraf – die Radiolizenzen der 
Gruppe überstiegen die erlaubte Anzahl –, wurde 
ebenfalls kaum erwähnt.

Aussichten

Die Aussichten für eine Demokratisierung der Medi-
enlandschaft in Lateinamerika sind nach wie vor 
ungewiss. In Ländern, in denen Regierungen die 
Reformen initiierten, ist die Weiterentwicklung der 
reformierten Medien eng mit deren Schicksal ver-
knüpft. Die staatliche Regulierung des Mediensek-
tors ist zwar eine Voraussetzung, aber keine Garan-
tie für mehr Pluralismus und mehr Demokratie. 

Gleichzeitig wäre es verfehlt anzunehmen, dass 
es nur in Ländern mit reformorientierten Regie-

der Marktlogik wurden dem untergeordnet. Diese 
inhaltlichen Regulierungen führten zu kritischen 
Stellungnahmen internationaler Organisationen.

Demgegenüber benennt das im Jahr 2009 in 
Argentinien verabschiedete Mediengesetz keine 
Anforderungen an die Qualität der Information, 
etwa den Wahrheitsgehalt oder die Angemessen-
heit, weil dies die Meinungsfreiheit beeinträchti-
gen könnte. Damit stimmt es mit den Prinzipien 
des Interamerikanischen Menschenrechtssystems 
überein. Dies brachte dem Gesetz nicht nur Lob in 
Berichten der Vereinten Nationen und der Organi-
sation Amerikanischer Staaten ein, sondern ermög-
lichte einen parteiübergreifenden Konsens bei sei-
ner Verabschiedung.

Diese Unterschiede sind möglicherweise auf 
historische Erfahrungen zurückzuführen. Der 
Autoritarismus im südlichen Lateinamerika ging 
mit einem Ausmaß an staatlicher Repression ein-
her, das es in dieser Form in den Andenländern 
nicht gab. Im Süden waren sowohl die Regierungen 
als auch die Koalitionen der Zivilgesellschaft bei 
der Medienreform mit einflussreichen Menschen-
rechtsbewegungen verbunden. Die Reform ist hier 
als Antwort auf historische Traumata entstanden. 
Diese Herkunft und die Verbindung mit dem Inter-
amerikanischen Menschenrechtssystem erklärt die 
Entwicklung und Festlegung von Standards der 
Meinungsfreiheit und die Ablehnung eines inhalt-
lichen Aussortierens von Informationen. Diese 
wichtigen Details werden außerhalb Lateinameri-
kas nicht immer wahrgenommen.

Europäische Perspektiven

Die europäische Presse neigt dazu, den demokra-
tischen Druck aus den Augen zu verlieren, der den 
Reformen zugrunde liegt, und berichtet redukti-
onistisch und einseitig über die Auseinanderset-
zungen zur Medienreform (Mauersberger 2012). 
Diese Wahrnehmungen beruhen auf einem poli-
tisch-kulturellen Hintergrund, institutionell-pro-
fessionellen Faktoren sowie nicht zuletzt auf hand-
festen unternehmerischen Interessen. 

Als „Populisten“ bezeichnete Politiker rufen 
zunächst Misstrauen hervor, weil dieser Begriff in 
der europäischen politischen Kultur stark abwer-
tend und mit antidemokratischen Konnotationen 
verknüpft ist. Hinzu kommt eine journalistische 
Praxis, die bei Informationen über entfernte Län-
der vielfach schon aus Kostengründen auf dortige 
Medien als Quellen vertraut. Sind Letztere, wie 
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rungen große Hoffnungen auf einen Wandel des 
Mediensektors gibt. Auch dort, wo eine Politisie-
rung des Themas durch Anpassungsstrategien 
der politischen Elite nicht auf der Tagesordnung 
steht, zeigen sich Dynamiken im Medienbereich, 
die durch Unbehagen und Wandel in der Gesell-
schaft ausgelöst werden.

Die Art und Weise, wie soziale Bewegungen 
und Proteste in den Medien dargestellt werden, 
beeinflusst deren Glaubwürdigkeit bei den betrof-
fenen gesellschaftlichen Gruppen. In diesem 
Zusammenhang sind die aktuellen Entwicklungen 
in Chile und Brasilien ebenso interessant wie die 
bereits erwähnten mexikanischen Studentenpro-
teste. Nach der neuesten Umfrage des Latin Ame-
rican Public Opinion Project (<www.vanderbilt.
edu/lapop>) fiel das Vertrauen in die chilenischen 
Medien im regionalen Vergleich zwischen 2010 
und 2012 vom vierten auf den 16. Platz zurück. Die-
ser Absturz fällt mit verschiedenen strittigen Posi-
tionierungen der Medien zusammen: So kritisier-
ten und kriminalisierten die traditionellen Medien 
die wieder auflebende Studentenbewegung. Ähn-
liches passierte angesichts der wachsenden eth-
nischen Mobilisierung im Süden Chiles. Schließ-
lich wandten sich die massiven Verbraucherpro-
teste gegen eine einflussreiche Firma (La Polar) 
auch gegen die unternehmerfreundliche Haltung 
vieler großer Medien.

Auch die jüngste überraschende Welle der Stra-
ßenproteste in Brasilien ist ein interessantes Bei-
spiel. Von den ersten Protesten gegen die Preiser-
höhung im öffentlichen Nahverkehr in São Paulo 
überrascht, diskreditierten die großen Medien, vor 
allem TV Globo, die Bewegung schnell als Banden-
aufstand. Zusammen mit der Brutalität der Poli-
zei war diese frühe Berichterstattung entscheidend 
für die Empörung und die nachfolgenden Proteste. 
Angesichts der Belagerung der Zentrale von Rede 
Globo sah sich deren einflussreiche Nachrichten-
sendung (Jornal Nacional) gezwungen, vor lau-
fenden Kameras die Professionalität der eigenen 
Berichterstattung zu den Ereignissen zu verteidi-
gen (Ituassu 2013). Während Medien weltweit die 
Proteste vor Regierungsgebäuden zeigten, wurden 
ähnliche Szenen vor dem Hauptsitz des größten 
Medienkonglomerats in Brasilien ignoriert.

Diese Beispiele zeigen ein schnell wachsendes 
Unbehagen gegenüber den Medien, das zu Forde-
rungen nach mehr Repräsentation und politischer 
Inklusion geführt hat, auch in Ländern, in denen 
die politische Führung das Thema nicht besetzt. 
Die Reform der Medien bleibt eine ungelöste Auf-

gabe der unvollendeten politischen Demokratisie-
rung Lateinamerikas.
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